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Der Krieg im Irak schleppt sich in sein sechstes 
Jahr, aber fast unbemerkt haben die US-Streit-
kräfte eine Spitzkehre gemacht. Die Armee, wel-
che am 9. April 2003 in Bagdad einzog, sah sich 
als eine der tödlichsten Kampfmaschinen der 
modernen Militärgeschichte. Die Armee, die im 
April 2008 immer noch in Bagdad steht, sieht 
ihre Aufgabe als »bewaffnete Sozialarbeit« – so 
steht es im neu überarbeiteten Feldhandbuch für 
Aufstandsbekämpfung. Nicht die Vernichtung 
der irakischen Armee ist heute das Ziel, sondern 
deren Aufbau. Nicht ein Regime zu beenden, 
sondern eines einzusetzen. Die US-Armee wird 
so, gegen ihren Willen, immer weiter in eine po-
litische Rolle gedrängt. 

Seit Napoleon war das Leit-
bild moderner Armeen der regu-
läre »große« Krieg zwischen eu-
ropäischen Mächten. Erst Af-
ghanistan und Irak machten den 
irregulären »kleinen« Krieg – den 
Kampf gegen lokale Aufstän-
dische und globale Terroristen – 
zum Rahmenkonflikt einer neu-
en Epoche. Die US-Armee rea-
gierte darauf und hat jüngst ihre 
wichtigste militärische Doktrin 
neu aufgelegt, das Handbuch für 
»Operations«. Erstmals in 233 
Jahren werden Sta bi li sie rungs-
ope ra tio nen auf die gleiche Ebe-
ne mit Angriff und Verteidigung 
gestellt. »Revolutionär« nennt 
General William Wallace, der 
Kommandant des Training and Doctrine Com-
mand, des intellektuellen Zentrums der Armee, 
diesen Schritt. Doch die Revolution hat unbeab-
sichtigte Nebenwirkungen. 

Denn die feine Linie zwischen Politik und mi-
litärischer Gewalt, die Carl von Clausewitz gezogen 
hatte, wird verwischt. »Krieg«, schrieb Clausewitz 
in seiner berühmten Wendung, sei »eine Fortset-
zung des politischen Verkehrs mit Einmischung 
anderer Mittel«. Das heißt: Erstens kann der Einsatz 
militärischer Gewalt nicht von seinen politischen 
Beweggründen getrennt werden. Politiker bleiben 
auch während des Krieges Generälen vorgesetzt. 
Zweitens werden im Krieg nicht politische, sondern 
militärische Mittel von professionellen Offizieren 
angewandt. 

Dies gilt jedoch nicht in der Aufstandsbekämp-
fung. Der Aufständische und dessen Gegner stehen 
im Wettbewerb – beide Seiten wollen von der Be-
völkerung als legitime Autorität akzeptiert werden. 
Jede Bombe, jedes Selbstmordattentat untergräbt 
die Autorität der Regierung. Die Aufstandsbekämp-
fung sei daher zu 80 Prozent politisch und nur zu 
20 Prozent militärisch, steht im neuen Feldhand-
buch der US-Armee. Die Streitkräfte beschränken 
sich jedoch nicht auf die militärischen 20 Prozent: 
»Der Soldat muss darauf vorbereitet sein, So zial-
arbei ter, Bauingenieur, Lehrer, Krankenpfleger oder 
Pfadfinder zu werden.« Der Wettbewerb der Ideen 
steht laut Doktrin im Mittelpunkt, somit also auch 
Öffentlichkeitsarbeit und Informationskampagnen. 
Das birgt mehrere Probleme. 

Erstens: Eine Kompanie in der irakischen 
Provinz kann und soll versuchen, die Herzen und 
Köpfe der Dorfbewohner zu gewinnen. Doch 
was im Irak militärisch geboten ist, wird zu Hau-
se zu politischem Aktivismus – etwa wenn in 
dem für den Mittleren Osten zuständigen regio-
nalen Hauptquartier in Florida ganze Abtei-

lungen mit dem »Kampf der Ideen« in der mus-
limischen Welt beschäftigt sind. Oder wenn zu-
rückgekehrte Offiziere den Krieg gegenüber der 
amerikanischen Bevölkerung begründen. »Das 
Offizierskorps wird politisiert«, sagt Hauptmann 
Andrew Exum, der selbst in Afghanistan und im 
Irak gedient hat. »Äußerst unbehaglich« sei das, 
»aber notwendig«, um in der Aufstandsbekämp-
fung erfolgreich zu sein.

Zweitens: Wie soll man den Fortschritt des 
Krieges messen? Wiederaufbau, Verwaltungsreform, 
Regierungsfähigkeit und Aussöhnung sind entschei-
dend, aber schwer zu quantifizieren. Die politische 
Situation im Irak bedarf der Interpretation. Und 
wieder liefern diese Interpretationen Offiziere, die 

in Ministerien eingebettet arbeiten 
oder Tee mit lokalen Machthabern 
trinken. So wie General David Pe-
traeus, der nun in Washington 
seinen Bericht zum Fortschritt im 
Irak vorgestellt hat. Das Urteil des 
Generals ist entscheidend für die 
Bewertung des Krieges.

Drittens liegt die strategische 
Richtungsvorgabe in militäri-
scher Hand. Die US-Regierung 
hat te, wie wir heute wissen, völ-
lig unzureichend für die Nach-
kriegsphase des Irakkonfliktes 
ge plant. Mit dem Aufflammen 
des Aufstandes stieg der Hand-
lungsdruck auf die Streitkräfte. 
General Petraeus, der selbst in 
Politikwissenschaft in Princeton 

promoviert wurde, versammelte eine Gruppe von 
akademisch und politisch ausgebildeten Offizie-
ren um sich, um die strategische Richtung im 
Irak vorzugeben. Die bis jetzt erfolgreiche Auf-
stockung der Streitkräfte im vergangenen Jahr 
(»Surge«) wurde entscheidend von dieser Gruppe 
erarbeitet. 

Viertens ist das Offizierskorps gespalten. 
Nach dem Vietnamkrieg hat sich die US-Armee 
dankbar auf die Möglichkeit des großen Krieges 
gegen die Sowjetunion zurückbesonnen und sich 
in eine Hightech-Armee verwandelt, von der die 
Zwischenkriegsgeneration von Offizieren über-
zeugt ist. Die militärischen Erfolge im Golfkrieg, 
im Kosovo und anfangs in Afghanistan und im 
Irak gaben ihnen recht. Die jüngere Generation 
jedoch, jene Soldaten, die in Afghanistan und im 
Irak ihre militärischen Erfahrungen gesammelt 
haben, se hen den kleinen Krieg und die »bevöl-
kerungszentrierte« Aufstandsbekämpfung als 
Modell. Sie machen sich lustig über die »kill-
and-capture guys«. »Jeder unterhalb des Dienst-
grads Oberstleutnant versteht das«, sagt Oberst-
leutnant John Nagl, einer der prominentesten 
und progressivsten Köpfe der Armee. Der inter-
ne Konflikt über das richtige Zukunftsmodell sei 
»gewaltig«. Folge ist, dass die Armee ihren besten 
Nachwuchs verliert. »Ein Leutnant kann die Ar-
mee nicht unter Druck setzen, er geht einfach«, 
sagt Nagl.

Fünftens ist der Endzustand politisch. Ist das 
strategische Ziel eines Krieges erreicht, haben die 
Streitkräfte ihre Aufgabe normalerweise erfüllt. 
Der »Krieg gegen den Terror« aber, in den sich 
andere Konflikte einordnen lassen, wird fortge-
führt. Begriffe wie »Islamofaschismus« oder der 
oft bemühte Vergleich zum Kalten Krieg sollen 
die ideologische Komponente dieser Großkon-
frontation deutlich machen. Der Krieg gegen 
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Fackel im Sturm – so betitelt Jan Ross seinen 
Leitartikel in der ZEIT Nr. 15/08. Diese  Fackel, 
so ist der Illustration leicht zu entnehmen, ist 
die Fackel der Freiheit, der Menschenrechte, 
der westlichen Werte, die unversehens ausge-
pustet zu werden – oder der jedenfalls die Pus-
te auszugehen droht. Und zwar im Wettbewerb 
mit den undemokratischen Regimen, allen 
voran in China und Russland, die plötzlich auf 
so beängstigende Weise zu ökonomischem 
Erfolg gelangt sind. 

Nun scheint es allerdings, dass der Autor 
selbst die genannten Ideale verrät. Und das, 
obwohl er nach seiner provokanten Frage, 
ob »die Diktatur effizienter als das westliche 
System« sei, bald brav zu dessen Verteidi-
gung schreitet, dem globalen Freiheitsstre-
ben eine ungebrochene Dynamik attestiert 
und den autoritären Regimen auf Dauer 
den Misserfolg prophezeit. 

Das ist wacker, so möchte man’s hören. 
Zum Verräter seiner eigenen Ideale wird 
Ross aber nicht so sehr durch die Antwor-
ten, die er gibt – sondern durch seine Frage. 
Wie weit ist es, bitte schön, mit Menschen-
recht und Menschenwürde gekommen, 
wenn sie überhaupt auf den Prüfstand des 
Erfolgs geraten? Wenn die Frage legitim er-
scheint, ob nicht »Demokratie … und Bür-
gerrechte im grenzenlosen Wettbewerb ein 
Handicap sein könnten«? 

Ross ist ja weit davon entfernt, diese Fra-
ge als illegitim zurückzuweisen und darauf 
zu bestehen, dass die Menschenrechte nie 
der Machtpolitik oder der Ökonomie geop-
fert werden dürfen. Er konzediert nur, dass 
der wirtschaftliche Motor in Russland oder 
China ohne das freiheitliche Schmiermittel 
letztlich doch nicht rund läuft – und dass 
die Despotie ergo kein Erfolgsmodell ist. 
Und dann kommt, was kommen musste – 
das Standortargument, nur ein wenig ver-
schämt eingeleitet: »Es ist wahrlich nicht das 
Wichtigste, was man über die Freiheit sagen 
kann, aber ein Standortfaktor ist sie auch.« 

Etwas sehr Wichtiges zum Thema Frei-
heit und Menschenrechte: Wer nach ihrer 
Effizienz fragt, hat sie bereits verraten. 

Johannes Odendahl unterrichtet an einem Solinger 
Gymnasium und an der Universität Duisburg-Essen

Jede Woche erscheint an dieser Stelle ein »Wider-
spruch« gegen einen Artikel aus dem politischen 
Ressort der ZEIT, verfasst von einem Redakteur, 
einem Politiker – oder von einem ZEIT-Leser. Wer 
widersprechen will, schickt seine Replik (maximal 
2000 Zeichen) an widerspruch@zeit.de. Die 
Redaktion behält sich Auswahl und Kürzungen vor
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Diktatur ist, wenn Demos harmloser 
aussehen, als sie sind. Erst denkt 
man, dass hier ein Zivilist im parla-
mentärweißen T-Shirt friedlich mit 
einem Offizier der chinesischen 
Volksbefreiungsarmee streitet, mag 
sein, dass Letzterer etwas in Rage ist, 
aber die erhobene Hand holt nicht 
zum Schlag aus, und der Unbewaff-
nete, wie er Ruhe bewahrt, ja eine 
vermittelnde Bewegung auf seinen 
Gegner zu macht, scheint Herr der 
Lage. Doch leider wissen wir, dass sie 
gleich eskaliert. Am 3. Juni 1989 
richtete die Armee auf Pekings Platz 
des Himmlischen Friedens ein Blut-
bad an. Etwa 3000 Demonstranten 
wurden in der Nacht vom 3. auf den 
4. Juni ermordet. Ob dieser enga-
gierte Student mit der Brille überlebt 
hat? Soldaten schossen, Panzer roll-
ten in die Menge, und es zeigte sich, 
wozu sozialistische Ordnungshüter 
Stahlhelme tragen – um Krieg gegen 
unbotmäßige Bürger zu führen. EF
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den Faschismus endete mit dem Kollaps des »Drit-
ten Reiches«, der Kalte Krieg mit dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion. Doch es gibt kein vorgege-
benes militärisches Ziel, das zerstört werden könnte, 
um den Krieg gegen den Terrorismus zu beenden. 
Eine stabile Regierung ist kein militärisch erreich-
bares Kriegsziel. 

Schließlich ist der Erfolg selbst politisch. John 
McCains Erfolgsaussichten bei den Präsidentschafts-
wahlen im November verbessern sich mit der Situa-
tion im Irak. Die Republikaner werden Nachrichten 
also optimistisch deuten, Kriegsgegner wie der De-
mokrat Barack Obama pessimistisch. Der Wahl-
kampf wird es für Offiziere nahezu unmöglich ma-
chen, politisch neutral zu bleiben. 

Es gibt Versuche, diesen beunruhigenden Trends 
entgegenzuwirken. Das State Department stellt der-
zeit ein »Civilian Response Corps« auf, 250 zivile 
Mitarbeiter sollen innerhalb von 48 Stunden in Kri-
sen eingesetzt werden können. Ein Pool von Reser-
visten könnte bis zu 1000 weitere Helfer stellen. 
Doch das dürfte wenig nutzen. Die Landstreitkräfte 
werden bis auf Weiteres die Hauptlast der Auf-
standsbekämpfung tragen müssen. 

Ein solcher Krieg ist jedoch nicht mehr die Fort-
setzung der Politik mit anderen Mitteln – sondern 
mit denselben Mitteln. Im großen Krieg kontrolliert 
die Politik eine an sich unpolitische Gewalt. Im klei-
nen Krieg, so die Gefahr, kon trol liert das Militär, 
wider Willen, eine an sich politische Gewalt. 
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